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Eckpunkte  
- Inflationsausgleichsgesetz - 
 
Mit dem „Inflationsausgleichsgesetz“ will 
die Bundesregierung die Inflation durch 
nachfolgende Maßnahmen eindämmen: 
1. Aktualisierung des Einkommensteuer-

tarifs 
Im Vorgriff auf die voraussichtlichen Ergeb-
nisse des im Herbst 2022 vorliegenden 14. 
Existenzminimumberichts und des 5. Steu-
erprogressionsberichts wird der Grundfrei-
betrag angehoben und die Tarifeckwerte 
verschoben. 
a) Mit der Anhebung des in den Einkom-

mensteuertarif integrierten Grundfreibe-
trags wird die steuerliche Freistellung 
des Existenzminimums der steuerpflich-
tigen Bürgerinnen und Bürger ab dem 

• Gesetzgebung: Jahressteuergesetz 

• Meldepflicht bei Einkünften auf Digtial-

Plattformen 

• Lohnsteuerbescheinigung 2023 

• Internethandel, USt-Vorauszahlungen  

• Arbeitszimmer, Kindergeld, u. v. m.

Jahr 2023 gewährleistet. Für 2023 wird 
dazu der Grundfreibetrag auf 10.632 
Euro und für 2024 auf 10.932 Euro an-
gehoben. 

b) Mit der Rechtsverschiebung der übrigen 
Tarifeckwerte wird der Effekt der Kalten 
Progression ausgeglichen. So kommen 
trotz steigender Inflation Lohnsteigerun-
gen und Entlastungen auch tatsächlich 
bei den Bürgerinnen und Bürgern an 
und werden nicht durch eine progressi-
onsbedingt höhere Einkommensbesteu-
erung gemindert. 

c) Davon wird erstmalig die „Reichen-
steuer“ ausgenommen. Die Tarifeck-
werte zu Beginn der sog. „Reichen- 
steuer“ (45 %) werden unverändert bei-
behalten. 

2. Steuerliche Unterstützung von Fami-
lien 

   Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts darf bei der Be-
steuerung von Familien ein Einkom- 
mensbetrag in Höhe des sächlichen Exis-
tenzminimums eines Kindes zuzüglich der 
Bedarfe für Betreuung und Erziehung 
oder Ausbildung nicht besteuert werden. 

   Der steuerliche Kinderfreibetrag wird für 

die Jahre 2022, 2023 und 2024 entspre-
chend angepasst und das Kindergeld für 
die Jahre 2023 und 2024 angehoben. 

3. Anpassung steuerlicher Abzug von 
Unterhaltsleistungen 

   Der Höchstbetrag für den steuerlichen 
Abzug von Unterhaltsleistungen, dessen 
Höhe an die des Grundfreibetrags ange-
lehnt ist, wird ebenfalls angehoben und 
rückwirkend ab dem Jahr 2022 durch 
die Einführung eines dynamischen Ver-
weises angepasst. 

 
Im Einzelnen: 
• Einkommensteuertarif (§ 32a EStG) 
  - Anhebung des Grundfreibetrags 2023 

von 10.347 Euro auf 10.908 Euro 
  - Anhebung des Grundfreibetrags 2024 

von 10.908 Euro auf 11.604 Euro 
• Rechtsverschiebung des Tarifs (Kalte Pro-

gression) 
   Bisher: 
  - Eingangsteuersatz von 10.348 Euro bis 

14.926 Euro 
  - Progressionsphase von 14.927 Euro bis 

58.596 Euro 
  - Spitzensteuersatz (42 Prozent) ab 

58.597 Euro 
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  - „Reichensteuer“ (45 Prozent) ab 
277.826 Euro) 

   2023: 
  - Eingangsteuersatz von 10.909 Euro bis 

15.999 Euro 
  - Progressionsphase von 16.000 Euro bis 

62.809 Euro 
  - Spitzensteuersatz (42 Prozent) ab 

62.810 Euro 
  - „Reichensteuer“ (45 Prozent) ab 

277.826 Euro 
   2024: 
  - Eingangsteuersatz von 11.605 Euro bis 

17.005 Euro 
  - Progressionsphase von 17.006 Euro bis 

66.760 Euro 
  - Spitzensteuersatz (42 Prozent) ab 

66.761 Euro 
  - „Reichensteuer“ (45 Prozent) ab 

277.826 Euro 
 
• Kinderfreibetrag (§ 32 Absatz 6 EStG) 
  - Rückwirkende Anhebung 2022 von 

2.730 Euro auf 2.810 Euro 
  - Anhebung 2023 von 2.810 Euro auf 

3.012 Euro 
  - Anhebung 2024 von 3.012 Euro auf 

3.182 Euro 
 
• Kindergeld (§ 66 EStG) 
   Bisher: 
  - für das erste und zweite Kind monatlich 

jeweils 219 Euro 
  - für das dritte Kind 225 Euro und 
  - jedes Kind 250 Euro 
   Ab 1. Januar 2023 (bisherige Planung): 
  - Erhöhung für das erste und zweite Kind 

um 8 Euro und für das dritte Kind um 
2 Euro monatlich 

  - für das vierte und jedes weitere Kind 
weiterhin 250 Euro 

   Ab 1. Januar 2023 (letzter Stand): 
  - Das Kindergeld für die ersten drei Kin-

der steigt auf jeweils 250 EUR.  
  - Familien mit niedrigem Einkommen 

werden zusätzlich durch einen Sofort-
zuschlag und Erhöung des Kinderzu-
schlags entlastet. 

 
• Unterhaltshöchstbetrag (§33a EStG) 
  - ab 2022 dynamischer Verweis: Der  

Unterhaltshöchstbetrag entspricht der 
Höhe des Grundfreibetrags. 

Gesetzgebung: Zahlreiche 
Änderungsvorschläge zum 
Jahressteuergesetz 
 
Die Sachverständigen haben in einer öf-
fentlichen Anhörung des Finanzausschus-
ses am 7.11.2022 eine Fülle von Anregun- 
gen zu dem von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurf eines Jahressteuerge-
setzes 2022 (BT-Drucks. 20/3879) gege- 
ben. In die Kritik gerieten dabei die unter-
schiedlichen Steuerpflichten beim Bezug 
von Renten. 
Im Jahressteuergesetz ist vorgesehen, meh-
rere Freibeträge zu erhöhen und Immobi-
lien-Abschreibungen zu verbessern. Außer- 
dem soll die wegen der Corona-Pandemie 
eingeführte sogenannte Homeoffice-Pau-
schale von 5 EUR pro Tag dauerhaft entfris-
tet und der maximale Abzugsbetrag von 
600 EUR auf 1.000 EUR pro Jahr angeho-
ben werden. Der Sparer-Pauschbetrag soll 
von derzeit 801 EUR auf 1.000 EUR für Al-
leinstehende und das Doppelte für Ehegat-
ten beziehungsweise Lebenspartner steigen. 
Grundrentenzuschlag 
Die Deutsche Rentenversicherung Bund be-
fasste sich mit dem Grundrentenzuschlag. 
Der Ansicht der Regierung, auch aus steu-
erlicher Sicht müsse sichergestellt sein, dass 
der die Lebensleistung anerkennende 
Grundrentenzuschlag nicht durch die Steu-
erpflicht geschmälert werde, wurde wider-
sprochen. Auch andere Leistungen wie zum 
Beispiel Zeiten der Kindererziehung bezie-
hungsweise Mindestentgeltpunkte bei ge-
ringem Arbeitsentgelt würden nicht anders 
behandelt. Nach Auffassung der Renten-
versicherung sollte eine Entlastung für Be-
zieher geringer Renten über allgemeine 
steuerrechtliche Regelungen erreicht wer-
den. Die steuerrechtlich differenzierte Be-
trachtung eines Rentenanteils würde wie- 
derum Fragen nach einer dem Gleichheits-
grundsatz entsprechenden steuerrechtli-
chen Behandlung anderer Rentenanteile 
aufwerfen. 
Energiepreispauschale 
Die Deutsche Steuergewerkschaft befasste 
sich in ihrer Stellungnahme kritisch mit der 
Steuerpflicht der Energiepreispauschale für 
Renten- und Versorgungsbezieher. Es sei 

zwar nachvollziehbar, dass von der Ener-
giepreispauschale Bedürftige stärker profi-
tieren sollten als Besserverdiener. Die Be- 
steuerung der Pauschale sei jedoch ein 
eklatanter Verstoß gegen die Grundsyste-
matik des Steuerrechts. Nur Vermögens-
mehrungen, die aus einer wirtschaftlichen 
Tätigkeit resultierten, seien einkommen-
steuerrechtlich relevant. Die Energiepreis-
pauschale stelle jedoch keinen originären 
Einkunftstatbestand dar. Außerdem warnte 
die Organisation vor einer weiteren Belas-
tung der Finanzämter. Bisher sei lediglich 
ein Drittel der Renten- und Versorgungsbe-
zieher zur Abgabe einer Steuererklärung 
verpflichtet. Die geplante Steuerpflicht der 
Pauschale verunsichere die Rentner und 
werde zu massiven Anfragen an die Fi-
nanzämter führen. Diese würden jedoch 
bereits durch die Umsetzung der Grund-
steuerreform am absoluten Limit arbeiten. 
Arbeitszimmer  
Die Steuergewerkschaft befasste sich 
ebenfalls mit der Anhebung der linearen 
Abschreibung für neue Wohngebäude. Es 
sei unverständlich, warum die Regelung 
erst für Fertigstellungen ab dem 30.6.2023 
gelten solle. Dies werde zu Verzögerungen 
bei der Fertigstellung von Gebäuden füh-
ren, um von der höheren Abschreibung 
profitieren zu können. Auch der Zentrale 
Immobilien Ausschuss ZIA regte an, den 
Beginn der Regelung auf Anfang 2023 vor-
zuziehen. Grundsätzliche Kritik übte das 
Netzwerk Steuergerechtigkeit. Unter Ver-
weis auf Studien hieß es, Immobilien wür-
den in Deutschland systematisch zu niedrig 
besteuert. Jede Erhöhung der Abschrei-
bung bedeute eine Subventionierung für 
Vermögende. 
Abschreibung Gebäude 
Die Einführung einer Jahrespauschale in 
Höhe von 1.250 EUR für häusliche Arbeits-
zimmer wurde zwar von der Deutschen 
Steuergewerkschaft als Verwaltungsverein-
fachung begrüßt, die Pauschale selbst aber 
als zu gering kritisiert. Verwiesen wurde 
auf Mietpreissteigerungen, die zum Bei-
spiel in Berlin seit 2011 nahezu 50 % be-
tragen hätten. Dennoch sei die Begren- 
zung für abziehbare Aufwendungen für 
Arbeitszimmer seit 2010 nicht mehr ange-
passt worden. Dies kritisierte auch der Bun-
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• In dem Entwurf heißt es, bei Portalen, die 
die Kurzzeitvermietung privaten Wohn-
raums ermöglichten, der Fahrdienstver-
mittlung dienten oder zum Verkauf von 
Waren genutzt würden, fehle es oft an 
steuerlicher Transparenz. Es bestehe 
Grund zu der Annahme, dass die erziel-
ten Einkünfte vielfach gegenüber den Fi-
nanzbehörden gar nicht oder nur 
unvollständig erklärt würden. Das sei ins-
besondere dann der Fall, wenn diese 
Plattformbetreiber im Ausland ansässig 
seien und das Angebot von inländischen 
Steuerpflichtigen in Anspruch genom-
men werde. 

• Betreiber digitaler Plattformen sollen ver-
pflichtet werden, an das Bundeszentral-
amt für Steuern Informationen zu 
melden, die eine Identifizierung der auf 
den Plattformen aktiven Anbieter und die 
steuerliche Bewertung der von diesen 
durchgeführten Transaktionen ermögli-
chen. Meldepflichtig seien Anbieter so-
wohl aus dem Inland als auch aus 
anderen EU-Mitgliedsländern. Dazu ist 
auch ein automatischer Informationsaus-
tausch zwischen den zuständigen Be-
hörden in den EU-Mitgliedsländern ge- 
plant. 

• Außerdem sieht der Gesetzentwurf Än-
derungen bei der Durchführung von 
steuerlichen Außenprüfungen vor. Diese 
Außenprüfungen sollen zeitnaher durch-
geführt und beschleunigt werden. Per 
Änderungsantrag eingefügt wurde eine 
Bestimmung, dass ein sogenanntes qua-
lifiziertes Mitwirkungsverlangen an Be-
triebe frühestens nach Ablauf von sechs 
Monaten seit Bekanntgabe der Prüfungs-
anordnung ergehen darf. Bei kleinen und 
mittleren Unternehmen würden Außen-
prüfungen oft binnen weniger Monate 
abgeschlossen. Diese Unternehmen wür-
den durch die per Änderungsantrag ein-
gefügte Sechsmonatsfrist nur noch in 
Ausnahmefällen in den Anwendungs- 
bereich des qualifizierten Mitwirkungs-
verlangens fallen und gegebenenfalls des 
Mitwirkungsverzögerungsgeldes. Erst 
wenn Unternehmen den Prüfungsab-
schluss über die Frist verzögern würden, 
könne ihnen gegenüber das Mitwir-
kungsverlangen erlassen werden. 

Neue Regelung für Lohnsteuerbeschei-
nigungen des Jahres 2023 
Elektronische Lohnsteuerbescheinigungen, 
die von Arbeitgebern ausgestellt werden, 
dürfen für die Jahre ab 2023 nur noch mit 
der Angabe der Steuer-Identifikationsnum-
mer der Arbeitnehmer an das Finanzamt 
übermitteln werden. Die bisherige Mög-
lichkeit, eine eindeutige Personenzuord-
nung mit einer sog. eTIN (electronic 
Taxpayer Identification Number) vorzuneh-
men, fällt ab 2023 weg. Arbeitgeber müs-
sen daher rechtzeitig Sorge dafür tragen, 
dass ihnen die Steuer-Identifikationsnum-
mern aller ihrer Arbeitnehmer vorliegen. 
Hierüber informiert das Landesamt für 
Steuern Rheinland-Pfalz. 
Das Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz 
beantwortet folgende Fragen: 
Wie erhält man die Steuer-Identifikations-
nummer? 
• Meldepflichtige Arbeitnehmer: Arbeit-

nehmern, für die eine Meldepflicht beim 
Einwohnermeldeamt in Deutschland be-
steht, wird die Steuer-Identifikations-
nummer automatisch vom Bundeszen- 
tralamt für Steuern (BZSt) zugeteilt. Bei 
in Deutschland geborenen Personen wird 
die Steuer-Identifikationsnummer seit 
ihrer Einführung im Jahr 2007 bereits ab 
Geburt vergeben. Sollte die Identifikati-
onsnummer nicht mehr bekannt sein, 
kann eine erneute Zusendung über die 
Homepage des BZSt unter www.bzst.de 
beantragt werden. 

• Nichtmeldepflichtige Arbeitnehmer: Nicht- 
meldepflichtige Arbeitnehmer, z. B. in 
Deutschland tätige Personen mit Wohn-
sitz im Ausland, denen bislang keine 
Steuer-Identifikationsnummer vom BZSt 
zugeteilt wurde, können diese über den 
„Antrag auf Vergabe einer steuerlichen 
Identifikationsnummer für nichtmelde-
pflichtige Personen durch das Finanz-
amt“ (www.formulare-bfinv.de -> For- 
mularcenter -> Steuern -> Steuerformu-
lare -> Lohnsteuer (Arbeitnehmer)) beim 
für den Arbeitgeber zuständigen Finanz-
amt (sog. Betriebsstättenfinanzamt) be-
antragen. 

Können auch Arbeitgeber die Steuer-Iden-
tifikationsnummer beantragen? 
• Die erstmalige Zuteilung einer Identifika-

desverband der Lohnsteuerhilfevereine, 
nach dessen Angaben viele Arbeitnehmer 
bereits jetzt signifikant höhere Aufwen-
dungen hätten. Eine Anhebung der Pau-
schale auf 1.800 EUR im Jahr sei sach- 
gerecht. Zur Begrenzung der Kosten 
könnte die Jahrespauschale zeitanteilig ge-
kürzt werden, wenn ein Arbeitszimmer in 
einzelnen Monaten nicht zur Verfügung 
stehe oder nicht benutzt werde. Dies hatte 
bereits der Bundesrat vorgeschlagen. 
Photovoltaikanlagen 
Die geplante Beseitigung steuerrechtlicher 
und bürokratischer Hürden bei Installation 
und Betrieb von Photovoltaikanlagen stieß 
auf Zustimmung des Immobilienverbandes 
Haus und Grund. Auch der Bundesverband 
der Lohnsteuerhilfevereine sprach von 
einem „starken Signal“. Der Bundesver-
band der Solarwirtschaft begrüßte eben-
falls die Pläne, sprach sich aber für Ergän- 
zungen aus. So sollten auch gemietete und 
geleaste Solaranlagen in die Neuregelung 
einbezogen werden. Die vorgesehene Um-
satzsteuerbegünstigung sollte nicht nur für 
Photovoltaikanlagen, sondern auch für So-
larthermieanlagen gelten. 
 
 
Aktuelles 
 
Gesetzgebung: Meldepflicht für Ein-
künfte auf Digital-Plattformen 
Der Finanzausschuss stimmte in seiner Sit-
zung am 9.11.2022 dem von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2021/514 des Rates vom 22.3.2021 zur 
Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über 
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
hörden im Bereich der Besteuerung und 
zur Modernisierung des Steuerverfahrens-
rechts (BT-Drucks. 20/3436) zu. 
Hintergrund: Betreiber digitaler Plattfor-
men sollen verpflichtet werden, den Fi-
nanzbehörden Informationen über Ein- 
künfte zu melden, die von Anbietern auf 
diesen Plattformen erzielt worden sind. Um 
auch ausländische Anbieter zu erfassen, 
soll es einen automatischen Austausch von 
Informationen zwischen den Mitgliedslän-
dern der Europäischen Union geben. 
Der Entwurf sieht u. a. Folgendes vor: 



tionsnummer kann auch durch die Ar-
beitgeber beantragt werden, wenn diese 
von ihren Arbeitnehmern hierzu bevoll-
mächtigt werden. Für die Bevollmächti-
gung ist kein bestimmtes Formular erfor- 
derlich. Sie muss nur eindeutig sein. 

 
Anpassung von Zinsfestsetzungen für 
Steuernachzahlungen und -erstattungen 
Die Bayerischen Finanzämter werden im 
November 2022 rund zwei Millionen geän-
derte Zinsbescheide an Steuerzahler über-
mitteln. Hierauf weist das Bayerische Lan- 
desamt für Steuern (BayLfSt) aktuell hin. 
Hintergrund: Das BVerfG hatte mit Be-
schluss v. 8.7.2021 die Verfassungswidrig-
keit des bundesgesetzlichen Zinssatzes von 
jährlich 6 % für Steuernachzahlungen und 
-erstattungen festgestellt. Der Bundesge-
setzgeber hat daraufhin eine verfassungs-
gemäße Neuregelung der Verzinsung, 
rückwirkend ab 1.1.2019 mit nunmehr  
1,8 % pro Jahr beschlossen. 
Hierzu führt das BayLfSt weiter aus: 
• Im November 2022 werden nun die 

bayerischen Finanzämter aufgrund dieser 
Gesetzesänderung von Amts wegen rund 
zwei Millionen geänderte Zinsbescheide 
in allen offenen Fällen an die betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger übermitteln. 
Hierfür ist somit kein Antrag erforderlich. 

• Haben Steuerzahler bereits einen Be-
scheid mit einer Steuererstattung und 
einer Zinsfestsetzung unter Anwendung 
der ursprünglichen 6 % jährlichem Zins 
erhalten, besteht insoweit in der Regel 
ein Vertrauensschutz und es ist keine teil-
weise Rückzahlung des Zinses notwen-
dig. Nur wenn der Zins bislang noch 
nicht festgesetzt wurde, erfolgt dies nun 
mit dem neuen Zinssatz von 1,8 %. 

 
 
Umsatzsteuer 
 
An- und Verkauf im Rahmen eines 
Internet handels 
Die Gegenleistung ist in Entgelt und Steu-
erbetrag aufzuteilen. Veräußert ein Verkäu-
fer auf jährlich mehreren hundert Auk- 

tionen Waren über die Internet plattform 
"ebay", liegt eine nachhaltige und damit 
umsatz steuer rechtlich unter nehme rische 
Tätigkeit i. S. des § 2 Abs. 1 UStG vor. Die 
Auf zeichnungs pflichten gem. § 25a Abs. 6 
Satz 1 UStG gehören nicht zu den mate-
riellen Voraus setzungen der Differenz -
besteuerung. Ein Verstoß gegen die 
Auf zeichnungs pflichten führt deshalb nicht 
grund sätzlich zur Versagung der Differenz -
besteuerung (BFH, Urteil v. 12.5.2022 -  
V R 19/20; veröffentlicht am 10.11.2022). 
 
Freiwillige Zahlung einer Umsatzsteuer-
Vorauszahlung  
Die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den 
Voranmeldungszeitraum des Dezembers 
des Vorjahres, die zwar innerhalb des für § 
11 Abs. 2 Satz 2 EStG maßgeblichen Zehn-
Tages-Zeitraums geleistet, aber wegen 
einer Dauerfristverlängerung erst danach 
fällig wird, ist bei der Gewinnermittlung 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung 
erst im Jahr des Abflusses als Betriebsaus-
gabe zu berücksichtigen (Anschluss an das 
BFH-Urteil v. 16.2.2022 - X R 2/21: BFH, Ur-
teil v. 21.6.2022 - VIII R 25/20; veröffent-
licht am 20.10.2022). 
 
 
Einkommensteuer 
 
Partner einer nichtehelichen Lebensge-
meinschaft nutzt Arbeitszimmer 
Wird eine Wohnung von mehreren Perso-
nen angemietet und nutzt ein Mieter einen 
Raum zur Einkünfteerzielung allein, sind 
die auf diesen Raum entfallenden Aufwen-
dungen bei ihm in voller Höhe als Wer-
bungskosten abzugsfähig, sofern der Nut- 
zende Aufwendungen in mindestens dieser 
Höhe getragen hat (FG Düsseldorf, Urteil v. 
9.9.2022 - 3 K 2483/20 E; Revision zuge-
lassen). 
Das FG Düsseldorf gab der Klage statt: 
• Nach den Grundsätzen der Rechtspre-

chung des BFH zur Anmietung bzw. zum 
Erwerb einer Immobilie durch Ehegatten 
gilt Folgendes: Wird eine Wohnung von 
mehreren Personen angemietet und nutzt 
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ein Mieter einen Raum zur Einkünfteer-
zielung allein, dann sind die auf diesen 
Raum entfallenden Aufwendungen bei 
ihm in voller Höhe als Werbungskosten 
abzugsfähig, sofern der Nutzende Auf-
wendungen in mindestens dieser Höhe 
getragen hat. 

• Dies gilt auch für Partner einer nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft. 

 
Kindergeldanspruch während Ausbil-
dung zum Facharzt 
Beginnt das Kind nach erfolgreich abge-
schlossenem Medizinstudium ein Dienst-
verhältnis an einer Klinik, das als Vorberei- 
tungszeit zur Erlangung der Facharztquali-
fikation dient, ist ein Kindergeldanspruch 
während dieses Dienstverhältnisses man-
gels Vorliegens einer Berufsausbildung i. S. 
des § 63 Abs. 1 Satz 2 i. V. mit § 32 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG ausgeschlossen, 
wenn bei einer Gesamtbetrachtung des 
Dienstverhältnisses der Erwerbscharakter 
und nicht der Ausbildungscharakter im 
Vordergrund steht (BFH, Urteil v. 22.9.2022 
- III R 40/21; veröffentlicht am 10.11.2022). 
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